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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

zur 20. öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und 

Grundsatzfragen lade ich ein für 

 

Mittwoch, 28. Februar 2018, 17:00 Uhr, 

Sitzungssaal des Magistrats, Rathaus, Kassel. 

 

Tagesordnung: 

 

1. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 

gemäß § 100 Abs. 1 HGO für das Jahr 2017;  

- Kenntnisnahmeliste IV / 2017 - 

Vorlage des Magistrats 

Berichterstatter/in: Oberbürgermeister Christian Geselle 

- 101.18.787 -  
 

2. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 

gemäß § 100 Abs. 1 HGO für das Jahr 2017;  

- Kenntnisnahme Liste V / 2017 - 

Vorlage des Magistrats 

Berichterstatter/in: Oberbürgermeister Christian Geselle 

- 101.18.788 -  
 

3. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 

gemäß § 100 Abs. 1 HGO für das Jahr 2017;  

- Kenntnisnahme Liste C/2017 - 

Vorlage des Magistrats 

Berichterstatter/in: Oberbürgermeister Christian Geselle 

- 101.18.819 -  
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4. Zweckgebundene Mehrerträge und entsprechende Mehraufwendungen 

bzw. Mehreinzahlungen und entsprechende Mehrauszahlungen gemäß  

§ 19 GemHVO für das Jahr 2017; - Kenntnisnahme Liste Z-C / 2017 - 

Vorlage des Magistrats 

Berichterstatter/in: Oberbürgermeister Christian Geselle 

- 101.18.829 -  

 

5. Kommunale Haushaltsrücklagen 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Mirko Düsterdieck 

- 101.18.768 -  

 

6. Zukunft KVV 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Mirko Düsterdieck 

- 101.18.780 -  

 

7. Überprüfung unbegleiteter minderjähriger Ausländer 

Antrag der AfD-Fraktion 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Michael Werl 

- 101.18.797 -  

 

8. Gebrauchsgüter - Gut Erhaltenes günstig anbieten 

Antrag der Fraktion Kasseler Linke 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Mirko Düsterdieck 

- 101.18.799 -  

 

9. Vertreterbegehren über den Verbleib des "documenta 14"-Obelisken von 

Herrn Ole Oguibe auf dem Königsplatz 

Antrag der AfD-Fraktion 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Richard F. Klock 

- 101.18.800 -  

 

10. Standort documenta-Obelisk 

Gemeinsame Anfrage der Stadtverordneten Burmeister und Nölke, FDP 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Matthias Nölke 

- 101.18.806 -  

 

11. Gutachten 

Anfrage der Fraktion Freie Wähler + Piraten 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Volker Berkhout 

- 101.18.816 -  
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Gemeinsamer Antrag der Stadtverordneten Burmeister und Nölke, FDP 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Matthias Nölke 

- 101.18.820 -  

 

13. Nutzung des Vorkaufsrechts 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Lutz Getzschmann 

- 101.18.826 -  

 

14. KVG Seniorenticket für den Bereich der Stadt Kassel 

Antrag des Seniorenbeirates 

Berichterstatter/in: Helga Engelke 

- 101.18.831 -  

 

15. Flüchtlingsunterbringung in Kassel 

Gemeinsame Anfrage der Fraktionen SPD und B90/Grüne und der 

Stadtverordneten Dr. Cornelia Janusch und Andreas Ernst 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Hermann Hartig 

- 101.18.835 -  

 

16. Erhebung einer Wettaufwandssteuer 

Gemeinsame Anfrage der Fraktionen SPD und B90/Grüne und der 

Stadtverordneten Dr. Cornelia Janusch und Andreas Ernst 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Hermann Hartig 

- 101.18.836 -  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

gez. Petra Friedrich 

Vorsitzende 
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Niederschrift 

über die 20. öffentliche Sitzung 

des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen 

am Mittwoch, 28. Februar 2018, 17:00 Uhr 

im Sitzungssaal des Magistrats, Rathaus, Kassel 

 

 

Anwesende:  

 

Mitglieder 

Dominique Kalb, 1. stellvertretender Vorsitzender, CDU 

Anke Bergmann, Mitglied, SPD 

Hermann Hartig, Mitglied, SPD 

Patrick Hartmann, Mitglied, SPD (Vertretung für Wolfgang Decker) 

Dr. Günther Schnell, Mitglied, SPD 

Volker Zeidler, Mitglied, SPD (Vertretung für Enrico Schäfer) 

Dr. Michael von Rüden, Mitglied, CDU 

Dr. Norbert Wett, Mitglied, CDU 

Christine Hesse, Mitglied, B90/Grüne (Vertretung für Dieter Beig) 

Eva Koch, Mitglied, B90/Grüne 

Boris Mijatovic, Mitglied, B90/Grüne 

Dieter Gratzer, Mitglied, AfD 

Michael Werl, Mitglied, AfD 

Mirko Düsterdieck, Mitglied, Kasseler Linke 

Lutz Getzschmann, Mitglied, Kasseler Linke 

Volker Berkhout, Mitglied, Piraten 

 

Teilnehmer mit beratender Stimme 

Matthias Nölke, Stadtverordneter, FDP 

Klaus Hansmann, Vertreter des Behindertenbeirates 

Peter Müller, Vertreter des Seniorenbeirates 

 

Magistrat 

Christian Geselle, Oberbürgermeister, SPD  - ab 18:00 Uhr  

Ilona Friedrich, Bürgermeisterin, SPD 

Dirk Stochla, Stadtrat, SPD 

Christof Nolda, Stadtbaurat, B90/Grüne 

 

Schriftführung 

Edith Schneider, Büro der Stadtverordnetenversammlung 

Cenk Yildiz, Büro der Stadtverordnetenversammlung 

 

Entschuldigt: 

Petra Friedrich, Vorsitzende, SPD 

Dorothee Köpp, 2. stellvertretende Vorsitzende, B90/Grüne 
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2 von 14 Caglar Öztürk, Vertreter des Ausländerbeirates 

Anne Janz, Stadträtin, B90/Grüne 

 

Verwaltung und andere Teilnehmer/-innen 

Wolfram Schäfer, Kämmerei und Steuern 

Stefan Rios, Kämmerei und Steuern 

Thomas Bergmann, Revisionsamt 

Ulrich Krebs, Ordnungsamt 

Dr. Joachim Benedix, Personal- und Organisationsamt  

 

 

Tagesordnung: 

 

1. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und 

Auszahlungen gemäß § 100 Abs. 1 HGO für das Jahr 2017;  

- Kenntnisnahmeliste IV / 2017 - 

101.18.787 

2. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und 

Auszahlungen gemäß § 100 Abs. 1 HGO für das Jahr 2017;  

- Kenntnisnahme Liste V / 2017 - 

101.18.788 

3. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und 

Auszahlungen gemäß § 100 Abs. 1 HGO für das Jahr 2017;  

- Kenntnisnahme Liste C/2017 - 

101.18.819 

4. Zweckgebundene Mehrerträge und entsprechende 

Mehraufwendungen bzw. Mehreinzahlungen und 

entsprechende Mehrauszahlungen gemäß § 19 GemHVO für 

das Jahr 2017; - Kenntnisnahme Liste Z-C / 2017 - 

101.18.829 

5. Kommunale Haushaltsrücklagen 101.18.768 

6. Zukunft KVV 101.18.780 

7. Überprüfung unbegleiteter minderjähriger Ausländer 101.18.797 

8. Gebrauchsgüter - Gut Erhaltenes günstig anbieten 101.18.799 

9. Vertreterbegehren über den Verbleib des "documenta 14"-

Obelisken von Herrn Ole Oguibe auf dem Königsplatz 

101.18.800 

10. Standort documenta-Obelisk 101.18.806 

11. Gutachten 101.18.816 

12. Bericht Verbrauch Haushaltsmittel 101.18.820 

13. Nutzung des Vorkaufsrechts 101.18.826 

14. KVG Seniorenticket für den Bereich der Stadt Kassel 101.18.831 

15. Flüchtlingsunterbringung in Kassel 101.18.835 

16. Erhebung einer Wettaufwandssteuer 101.18.836 

 

1. stellvertretender Vorsitzender Kalb eröffnet die mit der Einladung vom 

21. Februar 2018 ordnungsgemäß einberufene 20. öffentliche Sitzung des 

Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen, begrüßt die 

Anwesenden und stellt die Beschlussfähigkeit fest. 
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1. stellvertretender Vorsitzender Kalb teilt mit, dass der Tagesordnungspunkt 

7. Überprüfung unbegleiteter minderjähriger Ausländer 

Antrag der AfD-Fraktion 

 - 101.18.797 – 

heute von der Tagesordnung abgesetzt wird, weil der Antrag mit E-Mail vom  

28. Februar 2018 von der Antrag stellenden Fraktion zurückgezogen wurde.  

 

Weiterhin teilt er mit, dass die Tagesordnungspunkte  

9. Vertreterbegehren Vertreterbegehren über den Verbleib des  

"documenta 14"-Obelisken von Herrn Ole Oguibe auf dem Königsplatz 

Antrag der AfD-Fraktion 

- 101.18.800 – 

und 

10. Standtort documenta-Obelisk 

Gemeinsamer Antrag der Stadtverordneten Burmeister und Nölke, FDP 

- 101.18.806 – 

wegen Sachzusammenhangs gemeinsam zur Beratung aufgerufen werden. Die 

Abstimmung erfolgt getrennt. 

 

Ferner erklärt er, dass Oberbürgermeister Geselle etwas verspätet an der heutigen 

Sitzung teilnehmen wird. Daher werden die Tagesordnungspunkte 5, 6, und 11 erst 

nach Eintreffen des Oberbürgermeisters zur Beratung aufgerufen. 

 

Stadtverordneter Dr. Schnell, SPD-Fraktion, beantragt, Tagesordnungspunkt  

15. Flüchtlingsunterbringung in Kassel 

Gemeinsame Anfrage der Fraktionen der SPD und B90/Grüne und der  

 Stadtverordneten Dr. Cornelia Janusch und Andreas Ernst 

 - 101.18.835 – 

heute auf jeden Fall zu behandeln. Dagegen erhebt sich kein Widerspruch. Der 

Tagesordnungspunkt wird vor Tagesordnungspunkt 5 zur Beratung aufgerufen.  

 

1. stellvertretender Vorsitzender Kalb stellt die so geänderte Tagesordnung fest.  

 

1. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 

gemäß § 100 Abs. 1 HGO für das Jahr 2017;  

- Kenntnisnahmeliste IV / 2017 - 

Vorlage des Magistrats 

- 101.18.787 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 



 

Niederschrift über die 20. Sitzung des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen  

vom 28. Februar 2018 

 

4 von 14 „Die Stadtverordnetenversammlung nimmt von den in der rückseitigen  

Liste IV/2017 enthaltenen über- und außerplanmäßigen Mehrerträgen/-

einzahlungen gemäß § 100 Abs. 1 HGO  

im Ergebnishaushalt in Höhe von  50.000,00 € 

Kenntnis.“ 

 

Die Vorlage des Magistrats wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

2. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 

gemäß § 100 Abs. 1 HGO für das Jahr 2017;  

- Kenntnisnahme Liste V / 2017 - 

Vorlage des Magistrats 

- 101.18.788 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

„Die Stadtverordnetenversammlung nimmt von der in der rückseitigen  

Liste V /2017 enthaltenen über- bzw. außerplanmäßigen 

Aufwendung/Auszahlung gemäß § 100 Abs. 1 HGO  

im Finanzhaushalt in Höhe von  70.000,00 € 

Kenntnis.“ 

 

Die Vorlage des Magistrats wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

3. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 

gemäß § 100 Abs. 1 HGO für das Jahr 2017;  

- Kenntnisnahme Liste C/2017 - 

Vorlage des Magistrats 

- 101.18.819 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

„Die Stadtverordnetenversammlung nimmt von den in der rückseitigen  

Liste C/2017 enthaltenen über- und außerplanmäßigen  

Aufwendungen /Auszahlungen gemäß § 100 Abs. 1 HGO 

im Ergebnishaushalt in Höhe von  4.181.787,23 €  

im Finanzhaushalt in Höhe von        58.280,56 € 

Kenntnis.“ 
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wissen, um welche Betriebe es sich handelt. Herr Schäfer, Amtsleiter Kämmerei 

und Steuern, sagt zu, die Antwort schriftlich nachzureichen.  

 

Stadtverordneter Dr. von Rüden, CDU-Fraktion, möchte zur Anlage 1 wissen, 

wieso es zu einem Verlust gekommen ist. Bürgermeisterin Friedrich sagt zu, die 

Antwort schriftlich nachzureichen.  

 

Die Vorlage des Magistrats wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

4. Zweckgebundene Mehrerträge und entsprechende Mehraufwendungen 

bzw. Mehreinzahlungen und entsprechende Mehrauszahlungen gemäß  

§ 19 GemHVO für das Jahr 2017; - Kenntnisnahme Liste Z-C / 2017 - 

Vorlage des Magistrats 

- 101.18.829 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

„Die Stadtverordnetenversammlung nimmt von den in der rückseitigen  

Liste Z-C/2017 enthaltenen zweckgebundenen Mehrerträgen/-einzahlungen 

und Mehraufwendungen/-auszahlungen gemäß § 19 GemHVO  

im Ergebnishaushalt in Höhe von    85.884,33 € 

im Finanzhaushalt in Höhe von  203.304,45 € 

Kenntnis.“ 

 

Stadtverordneter Dr. von Rüden, CDU-Fraktion, fragt zur Anlage 6, um welche 

Veranstaltungen es sich hierbei handelt. Bürgermeisterin Friedrich sagt zu, die 

Antwort schriftlich nachzureichen. 

 

Stadtverordneter Berkhout, Fraktion Freie Wähler + Piraten, möchte zur Anlage 8 

wissen, um welche Kritikpunkte es sich bei dem Vergabeverfahren für das neue 

Stadtportal handelt. Bürgermeisterin Friedrich sagt eine schriftliche Antwort zu.  

 

Die Vorlage des Magistrats wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

Da Oberbürgermeister Geselle noch nicht eingetroffen ist, werden die 

Tagesordnungspunkte 8, 9, 10 und 12 vorgezogen.  
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Antrag der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.799 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Konzepte der Vermarktung von gut erhaltenen Gebrauchsgütern aus dem 

Entsorgungsvolumen von städtischen Müllentsorgungsbetrieben werden im 

Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen vor Juli 2018 

vorgestellt. 

 

Im Rahmen der Aussprache bezieht Stadtrat Stochla Stellung zu dem Antrag und 

beantwortet die Fragen der Ausschussmitglieder. Stadtverordneter Getzschmann, 

Fraktion Kasseler Linke, teilt mit, dass die Darstellungen von Stadtrat Stochla für 

ihn ausreichend sind und er zieht den Antrag seiner Fraktion zurück.  

 

Stadtverordneter Getzschmann, Fraktion Kasseler Linke, zieht den Antrag für die 

Fraktion Kasseler Linke zurück.  

 

1. stellvertretender Vorsitzender Kalb ruft die Tagesordnungspunkte 9 und 10 

gemeinsam zur Beratung auf. Die Abstimmung erfolgt getrennt. 

 

9. Vertreterbegehren über den Verbleib des "documenta 14"-Obelisken von 

Herrn Ole Oguibe auf dem Königsplatz 

Antrag der AfD-Fraktion 

- 101.18.800 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Die Entscheidung über den Verbleib des "documenta 14"-Obelisken von Herrn 

Ole Oguibe auf dem Königsplatz wird im Wege eines Vertreterbegehrens gemäß 

§ 8b Abs. 1 Satz 2 HGO getroffen. 

 

Stadtverordneter Werl, AfD-Fraktion, begründet den Antrag.  

Bürgermeisterin Friedrich beantwortet die Fragen der Ausschussmitglieder.  

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 

Zustimmung: AfD, Freie Wähler + Piraten 

Ablehnung: SPD, B90/Grüne, Kasseler Linke  

Enthaltung: CDU 

den  
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Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Der Antrag der AfD-Fraktion betr. Vertreterbegehren über den Verbleib des 

"documenta 14"-Obelisken von Herrn Ole Oguibe auf dem Königsplatz, 

101.18.800, wird abgelehnt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Hartig 

 

 

10. Standort documenta-Obelisk 

Gemeinsamer Antrag der Stadtverordneten Burmeister und Nölke, FDP 

- 101.18.806 - 

 

Gemeinsamer Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Sofern die benötigten Mittel für den Ankauf des documenta-Obelisken in Höhe 

von 600.000 Euro durch Spenden zusammenkommen, soll im Wege eines 

Vertreterbegehrens gemäß § 8b Abs. 1 Satz 2 HGO darüber entschieden 

werden, ob das Kunstwerk dauerhaft auf dem Königsplatz stehen bleiben soll. 

 

Um dadurch entstehende Kosten gering zu halten, soll ein solches 

Vertreterbegehren möglichst zeitgleich entweder mit den Wahlen zum 

Hessischen Landtag am 28. Oktober 2018 oder mit den Wahlen zum 

Europäischen Parlament am 26. Mai 2019 durchgeführt werden.  

 

Stadtverordneter Nölke, FDP, begründet den gemeinsamen Antrag. 

Bürgermeisterin Friedrich beantwortet die Fragen der Ausschussmitglieder.  

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 

Zustimmung: CDU, AfD, Freie Wähler + Piraten 

Ablehnung: SPD, B90/Grüne, Kasseler Linke  

Enthaltung: -- 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 
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Standort documenta-Obelisk, 101.18.806, wird abgelehnt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Hartig 

 

 

12. Bericht Verbrauch Haushaltsmittel 

Gemeinsamer Antrag der Stadtverordneten Burmeister und Nölke, FDP 

- 101.18.820 - 

 

Gemeinsamer Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Der Magistrat wird gebeten, den Mitgliedern der 

Stadtverordnetenversammlung künftig quartalsweise zu Beginn eines Quartals 

einen Bericht darüber vorzulegen, welche Haushaltsmittel entsprechend des 

Haushaltsplans im jeweils vorherigen Quartal verbraucht wurden.    

 

Stadtverordneter Nölke, FDP, begründet den gemeinsamen Antrag. Im Rahmen der 

Diskussion nimmt Oberbürgermeister Geselle Stellung zu dem Antrag und 

beantwortet die Fragen der Ausschussmitglieder. 

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 

Zustimmung: CDU, AfD, Kasseler Linke, Freie Wähler + Piraten 

Ablehnung: SPD, B90/Grüne 

Enthaltung: -- 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Der gemeinsame Antrag der Stadtverordneten Burmeister und Nölke, FDP, betr. 

Bericht Verbrauch Haushaltsmittel, 101.18.820, wird bei Stimmengleichheit 

abgelehnt.  

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Dr. von Rüden 

 

 

Nach Eintreffen des Oberbürgermeisters Geselle werden die  

Tagesordnungspunkte 15, 5 und 6 zur Beratung aufgerufen.  
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Gemeinsame Anfrage der Fraktionen SPD und B90/Grüne und der 

Stadtverordneten Dr. Cornelia Janusch und Andreas Ernst 

- 101.18.835 - 

 

Gemeinsame Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Wie viele Unterkünfte gab es im Jahr 2015? 

2. Wie viele Unterkünfte gibt es aktuell in Kassel? 

3. Wie hoch ist die Auslastung der Unterkünfte aktuell und welche Entwicklung 

erwartet die Stadt Kassel? 

4. Was bedeutet dies für die Anzahl von Einrichtungen und die Vorhaltung von 

Plätzen? 

5. Welchen Verfahrensweg gab es hinsichtlich der Wirtschaftlichkeitsprüfung 

bei der Einrichtung von Unterkünften? 

6. Wurden Vertragsbeziehungen vorzeitig aufgehoben? 

7. Welche Strategie verfolgt der Magistrat langfristig bei der Unterbringung 

von Flüchtlingen? 

8. Wäre im Falle der Unterkunft am Akazienweg eine andere vertragliche 

Ausgestaltung möglich gewesen, die wirtschaftlicher für die Stadt gewesen 

wäre? 

9. Wie viele Wohneinheiten werden im Akazienweg sozial gefördert? 

 

Stadtverordneter Dr. Schnell, SPD-Fraktion, begründet die gemeinsame Anfrage. 

Bürgermeisterin Friedrich beantwortet die gemeinsame Anfrage.  

 

Nach Beantwortung durch Bürgermeisterin Friedrich erklärt 1. stellvertretender 

Vorsitzender Kalb die Anfrage für erledigt. 

 

 

5. Kommunale Haushaltsrücklagen 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.768 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Wie hat sich die Höhe der Haushaltsrücklagen in den letzten fünf Jahren 

entwickelt? 

2. Bis zu welcher Höhe sollen zukünftig Rücklagen aufgebaut werden? 

3. Für welche Verwendungszwecke und in welcher Höhe werden derzeit 

Sonderrücklagen gebildet? 
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10 von 14 4. In welcher Höhe werden derzeit Haushaltsrücklagen aufgeschlüsselt nach 

Anlageformen (Fonds, Anleihen, Einlagen etc.) gebildet? 

5. Wie hoch ist der Anteil liquider Mittel an den bestehenden 

Haushaltsrücklagen? 

6. Werden für die Einlagen der Stadt bei Banken sogenannte „Verwahrgelder“ 

erhoben und wenn ja, in welcher Höhe? 

7. Sieht der Magistrat rechtliche Hindernisse, die einer Verwendung von 

Rücklagen für notwendige städtische Sanierungs- und 

Investitionsmaßnahmen entgegenstehen? 

 

Stadtverordneter Düsterdieck, Fraktion Freie Wähler + Piraten, begründet die 

Anfrage. Oberbürgermeister Geselle beantwortet die Anfrage und liest zu den 

Fragen 1. und 3. folgende Tabellen vor. 

 

Zu Frage 1. Wie hat sich die Höhe der Haushaltsrücklagen in den letzten fünf 

Jahren entwickelt? 

 Rücklage aus 

Überschüssen des 

ordentl. Erg. 

Rücklagen aus 

Überschüssen des 

außerordentl. Erg. 

 

Sonderrücklagen 

Rechnungsergebnis bis 2013 524.875,21 € 2.837.188,79 € 8.077.168,91 € 

Rechnungsergebnis 2014 3.199.528,67 € 3.257.085,08 € 59.947,74 € 

Rechnungsergebnis 2015 50.051.310,38 € 94.810,51 € . 1.045.652,21 € 

Rechnungsergebnis 2016 42.023.965,58 € 2.689.447,07 € 162.167,51 € 

Haushaltsplan 2017 13.291.690,00 € 421.480,00 € keine Planung 

 109.091.369;84 € 9.300.011,45  € 9.344.936,37 € 

 

Summe Stand 31. Dezember 2017:                                                                     127.736.317,66 € 

 

Zu Frage 3. Für welche Verwendungszwecke und in welcher Höhe werden derzeit 

Sonderrücklagen gebildet? 

- Sonderrücklagen Auguste- Förster                                                               253.631,37 € 

(§ 23 Abs. 1 GemHVO) 

- Sonderrücklagen Rettungsdienst                                                                1.657.411,61 € 

(§ 23 Abs. 1 GemHVO) 

- Sonderrücklagen für rechtlich unselbstständige örtliche Stiftungen   7.433.893,39 € 

(§ 23 Abs. 2 GemHVO i. V. m. Hinweis Nr. 4 zu§ 23 GemHVO) 

                                                                                                                              9.344.936,37 € 

 

Nach Beantwortung durch Oberbürgermeister Geselle erklärt  

1. stellvertretender Vorsitzender Kalb die Anfrage für erledigt. 
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6. Zukunft KVV 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.780 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Wie ist der Stand des Sparprogramms bei der KVV? 

2. Wie verteilen sich die Einsparziele auf die verschiedenen Geschäftsfelder 

des KVV? 

3. Wie haben sich die Beschäftigtenzahlen der KVV in den letzten 15 Jahren 

entwickelt? (bitte aufschlüsseln nach Städtische Werke, KVG etc.) 

4. Wie viele Befristungen gab es je in den letzten fünf Jahren? 

5. Wie viele Entfristungen gab es je in den letzten fünf Jahren? 

6. Wie hoch war der Krankenstand in den einzelnen Betriebsteilen je in den 

letzten fünf Jahren? 

7. Wie viele LeiharbeitnehmerInnen wurden in den letzten fünf Jahren je in 

den verschiedenen Betriebsteilen eingesetzt? 

8. Wie ist die demographische Situation in den einzelnen Betriebsteilen? 

9. Wie hoch sind die Kosten für die Unternehmensberatung? 

10. Wie soll die Konzessionsabgabe der Städtischen Werke Netz + Service 

GmbH finanziert werden, falls die Konzessionsabgabe nicht mehr an Kassel 

Wasser weitergereicht werden darf? 

11. Wie viel Geld wird der Thüga für ihren Anteil von 24,9% an den Städtischen 

Werken garantiert ausgeschüttet? 

12. Wie viel wurde je in den Jahren 2015, 2016 und 2017 ausgeschüttet? 

 

Oberbürgermeister Geselle beantwortet die Anfrage und verliest zu den  

Fragen 3. bis 8. folgende Tabellen: 

 

Zu Frage 3. Wie haben sich die Beschäftigtenzahlen der KVV in den letzten  

15 Jahren entwickelt? (bitte aufschlüsseln nach Städtische Werke, KVG etc.) 
Mitarbeiter 2017 2016 2015 2014 2013 2012 2011 2010 2009 2008 2007 2006 2005 2004 2003

KVG 569 609 571 571 586 618 659 704 707 725 692 705 747 763 787

STW 225 237 244 245 242 207 198 953 915 918 910 925 914 929 939

KVV 136 135 127 114 111 106 102

KVC - - - 11 13 16 17 17 15 12 13 12 14 13 11

NB - - - - - - - - - - - - - - 76

EWG 219 223 224 228 228 244 227 0 - - - - - - -

NSG 416 423 425 425 435 444 454 0 - - - - - - -

KVN 266 248 266 249 231 200 167 144 137 85 77 38 - - -

Netcom 82 73 35 26 21 - - - - - - - - - -

Summe 1.913 1.948 1.892 1.869 1.867 1.835 1.824 1.818 1.774 1.740 1.692 1.680 1.675 1.705 1.813

(ohne Vorstände, Geschäftsführer und Azubis)

Hinweis: Stände jeweils zum 31.12.  
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Befristungen 2017 2016 2015 2014 2013

( davon Minijob) 190 (52) 222 (59) 191 (62) 181 (59) 196 (59)

Hinweis: Stände jeweils zum 31.12.  
 

Zu Frage 5. Wie viele Entfristungen gab es je in den letzten fünf Jahren? 
Entfristungen 2017 2016 2015 2014 2013

51 43 56 63 62  
 

Zu Frage 6. Wie hoch war der Krankenstand in den einzelnen Betriebsteilen je in 

den letzten fünf Jahren? 
Krankenstand 2017 2016 2015 2014 2013

KVG 6,38% 6,44% 6,24% 5,98% 5,86%

STW 5,37% 5,62% 4,27% 4,12% 4,48%

KVN 5,80% 6,29% 6,28% 5,69% 5,19%

EWG 5,52% 5,39% 5,30% 4,97% 4,58%

NSG 5,90% 6,00% 5,42% 5,06% 5,60%

KVV 3,58% 3,78% 3,72% 3,08% 3,75%

KVC - - - 2,74% 4,21%

Netcom 3,63% 2,68% 2,67% 1,73% 2,56%  
 

Zu Frage 7. Wie viele LeiharbeitnehmerInnen wurden in den letzten fünf Jahren je 

in den verschiedenen Betriebsteilen eingesetzt? 
Leiharbeitnehmer 2017 2016

65 57

Hinweis: Statistik ist erst ab April 2016 verfügbar  
 

Zu Frage 8. Wie ist die demographische Situation in den einzelnen Betriebsteilen? 
TK Versorgung STW EWG KVV NSG

 Altersgruppen: Anzahl MA Anzahl MA Anzahl MA Anzahl MA

51-…. 78 102 41 179

41-50 57 45 45 127

31-40 57 41 34 73

21-30 33 32 17 39

bis 20 1

Hinweis: Stand 31.12.2017, ohne Azubis  
 
TK Verkehr KVG KVN

 Altersgruppen: Anzahl MA Anzahl MA

51-…. 294 77

41-50 144 79

31-40 80 73

21-30 52 37

bis 20

Hinweis: Stand 31.12.2017, ohne Azubis  
 

Nach Beantwortung durch Oberbürgermeister Geselle erklärt  

1. stellvertretender Vorsitzender Kalb die Anfrage für erledigt. 
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13 von 14 7. Überprüfung unbegleiteter minderjähriger Ausländer 

Antrag der AfD-Fraktion 

- 101.18.797 - 

 

Der Antrag wurde mit Schreiben vom 28. Februar 2018 von der Antrag 

stellenden Fraktion zurückgezogen. 

 

Die Tagesordnungspunkte 

8. Gebrauchsgüter - Gut Erhaltenes günstig anbieten 

Antrag der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.799 - 

 

9. Vertreterbegehren über den Verbleib des "documenta 14"-Obelisken von 

Herrn Ole Oguibe auf dem Königsplatz 

Antrag der AfD-Fraktion 

- 101.18.800 - 

und  

10. Standort documenta-Obelisk 

Gemeinsamer Antrag der Stadtverordneten Burmeister und Nölke, FDP 

- 101.18.806 - 

wurden nach Tagesordnungspunkt 4 zur Beratung aufgerufen.  

 

11. Gutachten 

Anfrage der Fraktion Freie Wähler + Piraten 

- 101.18.816 - 

 

Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 

Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 

 

12. Bericht Verbrauch Haushaltsmittel 

Gemeinsamer Antrag der Stadtverordneten Burmeister und Nölke, FDP 

- 101.18.820 - 

 

Der Tagesordnungspunkt wurde nach Tagesordnungspunkt 10 zur Beratung 

aufgerufen.  

 

13. Nutzung des Vorkaufsrechts 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.826 - 

 

Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 

Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 
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Antrag des Seniorenbeirates 

- 101.18.831 - 

 

Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 

Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 

 

 

15. Flüchtlingsunterbringung in Kassel 

Gemeinsame Anfrage der Fraktionen SPD und B90/Grüne und der 

Stadtverordneten Dr. Cornelia Janusch und Andreas Ernst 

- 101.18.835 - 

 

Der Tagesordnungspunkt wurde nach Eintreffen des Oberbürgermeisters Geselle 

nach Tagesordnungspunkt 12 zur Beratung aufgerufen.  

 

 

16. Erhebung einer Wettaufwandssteuer 

Gemeinsame Anfrage der Fraktionen SPD und B90/Grüne und der 

Stadtverordneten Dr. Cornelia Janusch und Andreas Ernst 

- 101.18.836 - 

 

Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 

Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 

 

 

Ende der Sitzung: 18:58 Uhr 

 

 

 

Dominique Kalb Cenk Yildiz 

1. stellvertretender Vorsitzender Schriftführer 



Magistrat 

- I -/- 20 - 
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Vorlage Nr. 101.18.787 

 

 

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen  

gemäß § 100 Abs. 1 HGO für das Jahr 2017; - Kenntnisnahmeliste IV / 2017 - 

 

 

Berichterstatter/-in: Oberbürgermeister Christian Geselle 

 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

„Die Stadtverordnetenversammlung nimmt von den in der rückseitigen  

Liste IV/2017 enthaltenen über- und außerplanmäßigen Mehrerträgen/-

einzahlungen gemäß § 100 Abs. 1 HGO  

im Ergebnishaushalt in Höhe von  50.000,00 € 

Kenntnis.“ 

 

Begründung: 

 

Der Magistrat ist gemäß der von der Stadtverordnetenversammlung am  

24. Februar 2014 beschlossenen Richtlinien für die Bewilligung über- und 

außerplanmäßiger Aufwendungen und Auszahlungen zuständig für die Bewilligung 

von über- bzw. außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen bei Beträgen 

zwischen 25.000 € und 50.000 € je Einzelmaßnahme; bei Fällen, die keinen 

Aufschub dulden, bis zu einem Betrag i. H. v. 100.000 € je Einzelmaßnahme. 

 

Die Mehraufwendung/-auszahlung und der Deckungsvorschlag sind auf der 

Rückseite des Einzelantrages begründet. 

 

Die beantragte Mehraufwendung/-auszahlung hat keine Auswirkung auf den 

Fehlbedarf des Ergebnishaushaltes beziehungsweise den Kreditbedarf des 

Finanzhaushalts. 

 

Der Magistrat hat die Vorlage in seiner Sitzung am 15. Januar 2018 beschlossen. 

 

 

Christian Geselle 

Oberbürgermeister 



  

 

Zusammenstellung von Einzelanträgen auf Bewilligung 

überplanmäßiger Aufwendungen bzw. Auszahlungen 
 

hier: Liste IV/2017 

 

1. Ergebnishaushalt 

Nr. Dez. 
Deckende Seite Empfangende Seite 

Sachkonto Kostenstelle Invest.-Nr. Betrag in € Sachkonto Kostenstelle Invest.-Nr. Betrag in € 

1 II 617 92 50 330 00 000 
  

50.000,00 711 20 00 
330 00 101   44.079,80 

  330 00 114   5.920,20 

          

         50.000,00 

 







Magistrat 
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Vorlage Nr. 101.18.788 

 

 

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen  

gemäß § 100 Abs. 1 HGO für das Jahr 2017; - Kenntnisnahme Liste V / 2017 - 

 

 

Berichterstatter/-in: Oberbürgermeister Christian Geselle 

 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

„Die Stadtverordnetenversammlung nimmt von der in der rückseitigen  

Liste V /2017 enthaltenen über- bzw. außerplanmäßigen 

Aufwendung/Auszahlung gemäß § 100 Abs. 1 HGO  

im Finanzhaushalt in Höhe von  70.000,00 € 

Kenntnis.“ 

 

Begründung: 

 

Der Magistrat ist gemäß der von der Stadtverordnetenversammlung am  

24. Februar 2014 beschlossenen Richtlinien für die Bewilligung über- und 

außerplanmäßiger Aufwendungen und Auszahlungen zuständig für die Bewilligung 

von über- bzw. außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen bei Beträgen 

zwischen 25.000 € und 50.000 € je Einzelmaßnahme; bei Fällen, die keinen 

Aufschub dulden, bis zu einem Betrag i. H. v. 100.000 € je Einzelmaßnahme. 

 

Die Mehraufwendung/-auszahlung und der Deckungsvorschlag sind auf den 

Rückseiten des Einzelantrags begründet. 

 

Aufgrund der entstandenen Schäden an insgesamt 15 Parkscheinautomaten am 

Silvesterabend und den damit verbundenen Einnahmeverlusten ist eine sofortige 

Ersatzbeschaffung zwingend erforderlich. Wegen der Dringlichkeit der Maßnahme 

wird die Zuständigkeit für die Bewilligung über- und außerplanmäßiger 

Aufwendungen dem Magistrat analog Ziffer 2.1.4 der Richtlinien für die 

Bewilligung über- und außerplanmäßiger Aufwendungen und Auszahlungen 

übertragen. 

 

Die beantragte Mehraufwendung/-auszahlung hat keine Auswirkungen auf den 

Fehlbedarf des Ergebnishaushaltes beziehungsweise den Kreditbedarf des 

Finanzhaushalts. 

 

 



 

Magistratsvorlage Vorlage-Nr. 101.18.788 

 

2 von 2 Der Magistrat hat die Vorlage in seiner Sitzung am 15. Januar 2018 beschlossen. 

 

 

 

Christian Geselle 

Oberbürgermeister 



  

 

 

Zusammenstellung von Einzelanträgen auf Bewilligung 

überplanmäßiger Aufwendungen bzw. Auszahlungen 
 

hier: Liste V/2017 

 

2. Finanzhaushalt 

Nr. Dez. 
Deckende Seite Empfangende Seite 

Sachkonto Kostenstelle Invest.-Nr. Betrag in € Sachkonto Kostenstelle Invest.-Nr. Betrag in € 

1 III 061 01 10 660 00 108 660 6110 165 70.000,00 061 90 10 660 00 105 660 6800 112 70.000,00 

          

          

         70.000,00 

 

 







Magistrat 

- I -/- 20 - 
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Vorlage Nr. 101.18.819 

 

 

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen  

gemäß § 100 Abs. 1 HGO für das Jahr 2017; - Kenntnisnahme Liste C/2017 - 

 

 

Berichterstatter/-in: Oberbürgermeister Christian Geselle 

 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

„Die Stadtverordnetenversammlung nimmt von den in der rückseitigen  

Liste C/2017 enthaltenen über- und außerplanmäßigen  

Aufwendungen /Auszahlungen gemäß § 100 Abs. 1 HGO 

im Ergebnishaushalt in Höhe von  4.181.787,23 €  

im Finanzhaushalt in Höhe von        58.280,56 € 

Kenntnis.“ 

 

Begründung: 

 

Gemäß der von der Stadtverordnetenversammlung am 24.02.2014 beschlossenen 

„Richtlinien über die Bewilligung über- und außerplanmäßiger Aufwendungen und 

Auszahlungen“ können überplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen im 

Ergebnishaushalt bis zu einem Höchstbetrag von 15.000 € je Einzelantrag von der 

zuständigen Dezernentin bzw. dem zuständigen Dezernenten bewilligt werden.  

 

Dem Stadtkämmerer wurde für den Gesamthaushalt ein Bewilligungsrecht bis zu 

einem Höchstbetrag von 25.000 € bzw. in unbegrenzter Höhe für Ausgaben 

aufgrund zweckgebundener Einnahmen, Innere Verrechnungen und 

kalkulatorische Kosten sowie Mehraufwendungen/ -auszahlungen, die sich 

zwangsläufig aus Abschlussbuchungen ergeben, eingeräumt. Dem Magistrat und 

der Stadtverordnetenversammlung ist davon Kenntnis zu geben. 

 

Die Mehraufwendungen/-auszahlungen und die Deckungsvorschläge sind auf der 

Rückseite der Einzelanträge begründet. 

 

Die beantragten Mehraufwendungen/-auszahlungen haben keine Auswirkungen 

auf den Fehlbedarf des Ergebnishaushaltes beziehungsweise den Kreditbedarf des 

Finanzhaushalts. 

 

 

 



 

Magistratsvorlage Vorlage-Nr. 101.18.819 

 

2 von 2 Der Magistrat hat von der Liste in seiner Sitzung am 12. Februar 2018 Kenntnis 

genommen. 

 

 

 

Christian Geselle 

Oberbürgermeister 



  

 

 

Zusammenstellung von Einzelanträgen auf Bewilligung  

überplanmäßiger Aufwendungen bzw. Auszahlungen 
 

hier: Liste C/2017         
 

1. Ergebnishaushalt 

Nr. Dez. 
Deckende Seite Empfangende Seite 

SK KST Invest.-Nr. Betrag in € SK KST Invest.-Nr. Betrag in € 

1 I 682 00 00 100 00 063   200,00 692 00 00 100 00 000   200,00 

2 IX 550 01 00 900 00 010   12.026,07 742 00 00 900 00 010   12.026,07 

3 IX 555 30 00 900 00 010   4.154.561,16 738 01 00 900 00 010   4.154.561,16 

4 I 670 01 10 320 00 601   15.000,00 616 92 00 320 00 000   15.000,00 

         
4.181.787,23 

 

2. Finanzhaushalt        

Nr. Dez. 

Deckende Seite Empfangende Seite 

SK KST Invest.-Nr. 
Betrag in 

€ 
SK KST Invest.-Nr. Betrag in € 

5 III 061 30 10 660 00 108 660 6140 166 6.000,00 035 60 10 660 00 112 660 6700 400 6.000,00 

6 V 

360 40 10 400 00 108 400 4210 300 4.545,14 

086 00 10 

400 00 001 400 4210 300 4.545,14 

360 40 10 
400 00 506 400 4213 300 

2.271,02 
400 00 005 400 4213 300 5.271,02 

360 10 10 3.000,00 

7 III 061 30 10  660 00 108 660 6140 166 24.000,00 061 30 10 660 00 110 660 6140 105 24.000,00 

8 III 024 20 10 330 00 000 330 5000 300 464,40 089 00 10 330 00 000 330 8000 800 464,40 

9 I 035 80 10 520 00 401 520 4501 400 18.000,00 084 00 10 520 00 201 520 4502 300 18.000,00 

        
58.280,56 

 







































Magistrat 

- I -/- 20 - 
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Vorlage Nr. 101.18.829 

 

 

Zweckgebundene Mehrerträge und entsprechende Mehraufwendungen bzw. 

Mehreinzahlungen und entsprechende Mehrauszahlungen gemäß § 19 GemHVO 

für das Jahr 2017; - Kenntnisnahme Liste Z-C / 2017 - 

 

 

Berichterstatter/-in: Oberbürgermeister Christian Geselle 

 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

„Die Stadtverordnetenversammlung nimmt von den in der rückseitigen  

Liste Z-C/2017 enthaltenen zweckgebundenen Mehrerträgen/-einzahlungen 

und Mehraufwendungen/-auszahlungen gemäß § 19 GemHVO  

im Ergebnishaushalt in Höhe von    85.884,33 € 

im Finanzhaushalt in Höhe von  203.304,45 € 

Kenntnis.“ 

 

Begründung: 

 

Zweckgebundene Mehrerträge dürfen gemäß § 19 GemHVO für entsprechende 

Mehraufwendungen verwendet werden und sind demnach nicht als 

überplanmäßige oder außerplanmäßige Ausgaben gemäß § 100 HGO zu 

behandeln. 

 

Um dieser Regelung zu entsprechen, wurde die Verfahrensweise für die 

Bereitstellung zweckgebundener Mittel geändert und die Richtlinien für die 

Bewilligung über- und außerplanmäßiger Aufwendungen und Auszahlungen 

angepasst. Diese wurden von der Stadtverordnetenversammlung am  

24. Februar 2014 beschlossen.  

 

Unabhängig von den Richtlinien für die Bewilligung über- und außerplanmäßiger 

Aufwendungen und Auszahlungen werden Mitteilungen über zweckgebundene  

Mehrerträge oder Mehreinzahlungen dem Magistrat und dem Ausschuss für 

Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen zur Kenntnis gegeben, um eine 

transparente Haushaltsführung zu gewährleisten. 

 

Die Mehraufwendungen/-auszahlungen und die Deckungsvorschläge sind auf der 

Rückseite der Einzelanträge begründet. 

 



 

Magistratsvorlage Vorlage-Nr. 101.18.829 

 

2 von 2 Die beantragten Mehraufwendungen/-auszahlungen haben keine Auswirkungen 

auf den Fehlbedarf des Ergebnishaushaltes beziehungsweise den Kreditbedarf des 

Finanzhaushalts. 

 

Der Magistrat hat von der Vorlage in seiner Sitzung am 12. Februar 2018 Kenntnis 

genommen. 

 

 

 

Christian Geselle 

Oberbürgermeister 



  

 

 

Zusammenstellung von Mitteilungen über zweckgebundene Mehrerträge und 

entsprechende Mehraufwendungen bzw. Mehreinzahlungen und entsprechende 

Mehrauszahlungen 
 

hier: Liste Z-C/2017 
 

1. Ergebnishaushalt 

Nr. Dez. 

Mehrertrag Mehraufwand 

Kostenstelle Sachkonto Invest.-Nr. Betrag in € Kostenstelle Sachkonto Invest.-Nr. 
Betrag in 

€ 

1 IV 410 00 101 539 90 00   37.500,00 410 00 101 686 90 00   37.500,00 

2 I 100 00 608 548 10 00   2.500,00 100 00 608 712 80 00   2.500,00 

3 V 530 00 502 542 80 00   5.300,00 530 00 502 686 30 00   5.300,00 

4 I 370 00 062 541 03 90   10.000,00 370 00 062 616 92 00   10.000,00 

5 I 100 00 608 548 10 00   7.500,00 100 00 608 712 80 00   7.500,00 

6 I 801 00 000 548 80 00   2.000,00 801 00 000 686 10 00   2.000,00 

7 I 100 00 206 530 98 00    1.980,00 100 00 206 686 10 00   1.980,00 

8 I 100 00 611 548 85 00   2.352,33 100 00 611 677 10 00   2.352,33 

9 I 100 00 608 548 10 00   6.752,00 100 00 608 712 80 00   6.752,00 

10 I 410 00 101 530 60 00   5.000,00 410 00 101 686 90 00   5.000,00 

11 I 100 00 608 548 10 00   5.000,00 100 00 608 686 10 00   5.000,00 

  
       

85.884,33 

2. Finanzhaushalt 

Nr. Dez. 
Mehreinnahme Mehrausgabe 

Kostenstelle Sachkonto Invest.-Nr. Betrag in € Kostenstelle Sachkonto Invest.-Nr. Betrag in € 

12 V 510 00 316 361 80 10 510 4410 300 1.118,60 510 00 316 086 00 10 510 4410 300 1.118,60 

13 IV 410 00 801 360 10 10 410 0595 300 15.750,00 410 00 801 080 00 21 410 0595 300 15.750,00 

14 V diverse 360 10 10 diverse 82.326,85 diverse diverse  diverse 82.326,85 

15 V 400 00 006 360 10 10 400 4212 300 95.347,00 400 00 006 085 10 10 400 4212 300 95.347,00 

16 V 400 00 605 360 10 10 400 0401 900 8.762,00 400 00 605 035 60 10 400 0401 900 8.762,00 

  
    

  

  
203.304,45 
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 1266 

Telefax 0561 787 7130 

fraktion@Kasseler-Linke.de 

Vorlage Nr. 101.18.768 

 

 

Kommunale Haushaltsrücklagen 

 

 

Anfrage 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 

Grundsatzfragen 

 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Wie hat sich die Höhe der Haushaltsrücklagen in den letzten fünf Jahren 

entwickelt? 

2. Bis zu welcher Höhe sollen zukünftig Rücklagen aufgebaut werden? 

3. Für welche Verwendungszwecke und in welcher Höhe werden derzeit 

Sonderrücklagen gebildet? 

4. In welcher Höhe werden derzeit Haushaltsrücklagen aufgeschlüsselt nach 

Anlageformen (Fonds, Anleihen, Einlagen etc.) gebildet? 

5. Wie hoch ist der Anteil liquider Mittel an den bestehenden 

Haushaltsrücklagen? 

6. Werden für die Einlagen der Stadt bei Banken sogenannte „Verwahrgelder“ 

erhoben und wenn ja, in welcher Höhe? 

7. Sieht der Magistrat rechtliche Hindernisse, die einer Verwendung von 

Rücklagen für notwendige städtische Sanierungs- und 

Investitionsmaßnahmen entgegenstehen? 

 

 

Fragesteller/-in: Stadtverordneter Mirko Düsterdieck 

 

gez. Lutz Getzschmann 

Fraktionsvorsitzender 
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 1266 

Telefax 0561 787 7130 

fraktion@Kasseler-Linke.de 

Vorlage Nr. 101.18.780 

 

 

Zukunft KVV 

 

 

Anfrage 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 

Grundsatzfragen 

 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Wie ist der Stand des Sparprogramms bei der KVV? 

2. Wie verteilen sich die Einsparziele auf die verschiedenen Geschäftsfelder 

des KVV? 

3. Wie haben sich die Beschäftigtenzahlen der KVV in den letzten 15 Jahren 

entwickelt? (bitte aufschlüsseln nach Städtische Werke, KVG etc.) 

4. Wie viele Befristungen gab es je in den letzten fünf Jahren? 

5. Wie viele Entfristungen gab es je in den letzten fünf Jahren? 

6. Wie hoch war der Krankenstand in den einzelnen Betriebsteilen je in den 

letzten fünf Jahren? 

7. Wie viele LeiharbeitnehmerInnen wurden in den letzten fünf Jahren je in 

den verschiedenen Betriebsteilen eingesetzt? 

8. Wie ist die demographische Situation in den einzelnen Betriebsteilen? 

9. Wie hoch sind die Kosten für die Unternehmensberatung? 

10. Wie soll die Konzessionsabgabe der Städtischen Werke Netz + Service 

GmbH finanziert werden, falls die Konzessionsabgabe nicht mehr an Kassel 

Wasser weitergereicht werden darf? 

11. Wie viel Geld wird der Thüga für ihren Anteil von 24,9% an den Städtischen 

Werken garantiert ausgeschüttet? 

12. Wie viel wurde je in den Jahren 2015, 2016 und 2017 ausgeschüttet? 

 

 

Fragesteller/-in: Stadtverordneter Mirko Düsterdieck 

 

gez. Lutz Getzschmann 

Fraktionsvorsitzender 
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 3265 

Telefax  0561 787 3266 

stadtverordnete@ks.afd-hessen.de 

Vorlage Nr. 101.18.797 

 

 

Überprüfung unbegleiteter minderjähriger Ausländer  

 

 

Antrag 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen 

 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Der Magistrat wird beauftragt,  

 

1. Asylbewerber und illegal eingereiste Ausländer ohne authentische 

Ausweisdokumente nur dann als "unbegleitete minderjährige Ausländer" 

(umA) einzustufen, wenn die Minderjährigkeit zweifelsfrei festgestellt 

werden kann; hierzu sind über die "Inaugenscheinnahme" hinaus alle 

erforderlichen Untersuchungen gemäß den Empfehlungen der 

Arbeitsgemeinschaft für forensische Altersdiagnostik/AGFAD der Deutschen 

Gesellschaft für Rechtsmedizin verpflichtend vornehmen zu lassen. 

 

2. bei Asylbewerbern und illegal einreisenden Personen grundsätzlich zu 

prüfen, ob diese bereits in den Ländern, die sie bei ihrer "Flucht" durchquert 

haben, registriert wurden und ggf. polizeilich aufgefallen sind. 

 

 

Begründung: 

 

Die Medien berichteten und berichten über den Mord an einer 19-jährigen 

Studentin in Freiburg im Oktober des Jahres 2016. Als Tatverdächtiger wurde ein 

Mann festgenommen - welcher mittlerweile vor dem Freiburger Landgericht unter 

Mordanklage steht - der Ende 2015 im Zuge der Masseneinwanderung illegal nach 

Deutschland eingereist war und behauptete, 17 Jahre alt zu sein und aus 

Afghanistan zu stammen. Er wurde daraufhin als "unbegleiteter minderjähriger 

Ausländer" (umA) eingestuft und vom zuständigen Jugendamt in einer 

Pflegefamilie untergebracht.1 
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Der ihm zur Last gelegte Mord wurde von der ARD sinngemäß als Einzelfall von 

regionaler Bedeutung ohne gesellschaftliche Relevanz eingestuft, die daher zuerst 

von einer Berichterstattung absah. Wenige Tage nach seiner Festnahme 

berichteten mehrere Zeitungen und (private) TV-Sender, dass der Tatverdächtige 

wegen einer weiteren - ähnlichen - Gewalttat vorbestraft sei. Er hatte im  

Mai 2013 eine junge Frau auf der griechischen Insel Korfu überfallen und zu töten 

versucht, in dem er sie eine acht Meter hohe Mauer kopfüber in felsige Klippen 

hinunterstürzte. Die junge Frau überlebte schwer verletzt. Dafür war er zu einer 

10-jährigen Haftstrafe verurteilt worden, kam jedoch relativ schnell durch eine 

Gesetzesinitiative der griechischen Regierung unter Alexis Tsipras (SYRIZA) im 

Jahre 2015 wieder frei. So war er Ende 2015 als unbegleiteter minderjähriger 

„Flüchtling“ nach Deutschland gekommen und lebte bis zu seiner Verhaftung bei 

einer Pflegefamilie in Freiburg. 

 

Ermittler hatten jedoch von Anfang an erhebliche Zweifel daran, dass er korrekte 

Angaben zu seiner Identität gemacht hatte. Laut "FAZ" war dies auch in 

Griechenland der Fall. Die dortigen Behörden hatten bereits 2013 Zweifel an dem 

angegebenen Alter von 17 Jahren sowie seinem angeblichen Herkunftsland Irak. 

Auch die erst kürzlich in den Medien bekannt gewordenen Gewaltverbrechen 

gegen Leib und Leben junger Frauen im Dezember 2017 in Kandel  

(15-jährige Schülerin die in einem Drogeriemarkt durch einen angeblich 15-

jährigen afghanischen "Flüchtling" niedergestochen und getötet wurde) und 

Darmstadt (17-jährige die mit zehn Messerstichen in den Oberkörper durch einen 

angeblich 16-jährigen afghanischen "Flüchtling" schwer verletzt wurde) knüpfen 

an den Freiburger Mord an. Auch hier besteht seitens der Ermittler Unklarheit über 

das genaue Alter und die genaue Identität der Täter. 

 

Diese exemplarischen Fälle zeigen, dass die zuständigen Behörden subjektive 

Angaben von illegal ohne Ausweisdokumente eingereisten Personen ohne Prüfung 

übernehmen. Es ist auch naheliegend, dass illegal Eingereiste zum einen ihre 

Ausweispapiere vernichten, um Identität und Herkunft zu verschleiern und bei der 

Einreise solche Angaben machen, die zum anderen die Wahrscheinlichkeit eines 

Aufenthaltstitels erhöhen, um besonders komfortabel untergebracht zu werden. 

Unter diesem Aspekt werden als Herkunft bevorzugt jene Länder angegeben, für 

deren Angehörige in der Regel auch Asyl gewährt wird und als Alter 16 oder 17 

Jahre, um in den Genuss der Behandlung für "unbegleitete minderjährige 

Flüchtlinge" zu kommen.  

 

Aus diesem Grunde ist es dringend geboten den Antragstext unter Ziffer 1 

konsequent umzusetzen. Weiterhin ist zu prüfen, ob die einreisenden Personen 

bereits in den Ländern, die sie bei ihrer "Flucht" durchquert haben, registriert 

wurden und ggf. polizeilich aufgefallen sind. 

 

Ein ganz besonderes Augenmerk ist hier auf den angesehenen Tübinger 

Oberbürgermeister Boris Palmer (Die Grünen) zu richten, dieser spricht sich - wie 

auch einige andere hochrangige Politiker - seit geraumer Zeit für eine 
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eine Beweislastumkehr ins Gespräch.  

Die Ministerpräsidentin des Saarlandes, Frau Annegret Kramp-Karrenbauer (CDU), 

verweist des Weiteren auf Erfahrungen aus der Praxis. Demnach waren ca. 35% 

der untersuchten unbegleiteten minderjährigen Ausländer im Saarland tatsächlich 

Erwachsene. 

 

 
Quellen: 

http://www.faz.net/aktuell/gesellschaft/kriminalitaet/prozess-gegen-hussein-k-es-war-doch-

nur-eine-frau-15418674.html  

 

https://www.morgenpost.de/vermischtes/article208874973/So-erklaert-die-ARD-ihren-Verzicht-

auf-Freiburg-Meldung.html 

 

https://www.focus.de/politik/deutschland/mordprozess-in-freiburg-als-beamter-ueber-alter-

von-hussein-k-spricht-ertoent-im-zuschauerraum-bitteres-lachen_id_8366940.html 

 

https://www.welt.de/vermischtes/article172543945/Kandel-Staatsanwaltschaft-sieht-in-

Toetung-von-15-Jaehriger-jetzt-Mord.html 

 

http://www.hessenschau.de/panorama/zahl-der-messerattacken-in-hessen-

gestiegen,messerangriffe-zahlen-100.html 

 

http://www.hessenschau.de/panorama/jugendamt-verteidigt-altersbestimmung-bei-

fluechtlingen,altersfeststellung-100.html 

 

https://www.derwesten.de/politik/gruener-palmer-fluechtlinge-muessen-ihr-alter-nachweisen-

id213000485.html 

 

http://www.zeit.de/politik/2018-01/alterstests-minderjaehrige-fluechtlinge-kandel 

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Michael Werl 

 

gez. Michael Werl 

Fraktionsvorsitzender 

http://www.faz.net/aktuell/gesellschaft/kriminalitaet/prozess-gegen-hussein-k-es-war-doch-nur-eine-frau-15418674.html
http://www.faz.net/aktuell/gesellschaft/kriminalitaet/prozess-gegen-hussein-k-es-war-doch-nur-eine-frau-15418674.html
https://www.morgenpost.de/vermischtes/article208874973/So-erklaert-die-ARD-ihren-Verzicht-auf-Freiburg-Meldung.html
https://www.morgenpost.de/vermischtes/article208874973/So-erklaert-die-ARD-ihren-Verzicht-auf-Freiburg-Meldung.html
https://www.focus.de/politik/deutschland/mordprozess-in-freiburg-als-beamter-ueber-alter-von-hussein-k-spricht-ertoent-im-zuschauerraum-bitteres-lachen_id_8366940.html
https://www.focus.de/politik/deutschland/mordprozess-in-freiburg-als-beamter-ueber-alter-von-hussein-k-spricht-ertoent-im-zuschauerraum-bitteres-lachen_id_8366940.html
https://www.welt.de/vermischtes/article172543945/Kandel-Staatsanwaltschaft-sieht-in-Toetung-von-15-Jaehriger-jetzt-Mord.html
https://www.welt.de/vermischtes/article172543945/Kandel-Staatsanwaltschaft-sieht-in-Toetung-von-15-Jaehriger-jetzt-Mord.html
http://www.hessenschau.de/panorama/zahl-der-messerattacken-in-hessen-gestiegen,messerangriffe-zahlen-100.html
http://www.hessenschau.de/panorama/zahl-der-messerattacken-in-hessen-gestiegen,messerangriffe-zahlen-100.html
http://www.hessenschau.de/panorama/jugendamt-verteidigt-altersbestimmung-bei-fluechtlingen,altersfeststellung-100.html
http://www.hessenschau.de/panorama/jugendamt-verteidigt-altersbestimmung-bei-fluechtlingen,altersfeststellung-100.html
https://www.derwesten.de/politik/gruener-palmer-fluechtlinge-muessen-ihr-alter-nachweisen-id213000485.html
https://www.derwesten.de/politik/gruener-palmer-fluechtlinge-muessen-ihr-alter-nachweisen-id213000485.html
http://www.zeit.de/politik/2018-01/alterstests-minderjaehrige-fluechtlinge-kandel
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 1266 

Telefax 0561 787 7130 

fraktion@Kasseler-Linke.de 

Vorlage Nr. 101.18.799 

 

 

Gebrauchsgüter - Gut Erhaltenes günstig anbieten  

 

 

Antrag 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 

Grundsatzfragen 

 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Konzepte der Vermarktung von gut erhaltenen Gebrauchsgütern aus dem 

Entsorgungsvolumen von städtischen Müllentsorgungsbetrieben werden im 

Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen vor Juli 2018 

vorgestellt. 

 

 

Begründung: 

 

In vielen anderen Städten gibt es gut funktionierende Angebote an 

Gebrauchsgütern durch städtische Entsorgungsbetriebe. Die Organisation, 

Angebotspalette, Nachfrage und Finanzierung dieser Angebote soll im Ausschuss, 

gerne von Vertreter*innen der Betriebe, im Ausschuss vorgestellt werden. Das 

Potential der gut erhaltenen Güter und die Nachfrage sind erheblich größer als die 

bestehenden Angebote in Kassel. 

 

Halle 2 Gebrauchtwarenkaufhaus der Stadt München: 
https://www.awm-muenchen.de/privathaushalte/abfallvermeidung/halle-
2.html 

 

Hanseatische Materialverwaltung: 
http://hanseatische-materialverwaltung.de/ 

 

Bauteilebörse Bremen, Hannover und andere Standorte : 
http://www.bauteilnetz.de/bauteilnetz/website/stdws_adresse/bauteilboersen.html 

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Mirko Düsterdieck 

 

https://www.awm-muenchen.de/privathaushalte/abfallvermeidung/halle-2.html
https://www.awm-muenchen.de/privathaushalte/abfallvermeidung/halle-2.html
http://hanseatische-materialverwaltung.de/
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Fraktionsvorsitzender 
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 3265 

Telefax  0561 787 3266 

stadtverordnete@ks.afd-hessen.de 

Vorlage Nr. 101.18.800 

 

 

Vertreterbegehren über den Verbleib des "documenta 14"-Obelisken von Herrn 

Olu Oguibe auf dem Königsplatz 

 

 

Antrag 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen 

 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Die Entscheidung über den Verbleib des "documenta 14"-Obelisken von Herrn 

Olu Oguibe auf dem Königsplatz wird im Wege eines Vertreterbegehrens gemäß 

§ 8b Abs. 1 Satz 2 HGO getroffen. 

 

 

Begründung: 

 

Über den Verbleib des "documenta 14"-Obelisken von Herrn Olu Oguibe auf dem 

Königsplatz wurde in den vergangenen Wochen und Monaten kontrovers 

diskutiert. Auf Seiten der Bevölkerung formiert sich in Kassel - wie auch damals bei 

der Königsplatztreppe von Professor Gustav Lange - mehr und mehr Widerstand. 

Gespräche mit den Bürgern vor Ort und die Leserkommentare auf den Online-

Auftritten der HNA sprechen eine deutliche Sprache. Der Tenor ist eindeutig, der 

Obelisk hat auf dem Königsplatz nichts verloren.  

 

Aus diesem Grunde beantragen wir über den Verbleib des "documenta 14"-

Obelisken von Herrn Olu Oguibe auf dem Königsplatz ein Vertreterbegehren nach § 

8b Abs. 1 Satz 2 HGO. Die Bürger der Stadt Kassel sollten in dieser strittigen Frage 

- welche auch die nachhaltige Gestaltung des Königsplatzes betrifft - das letzte 

Wort durch eine direktdemokratische Legitimation erhalten. 

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Richard F. Klock 

 

gez. Michael Werl 

Fraktionsvorsitzender 
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Vorlage Nr. 101.18.806 

 

 

Standort documenta-Obelisk 

 

 

Antrag 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 

Grundsatzfragen 

 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Sofern die benötigten Mittel für den Ankauf des documenta-Obelisken in Höhe 

von 600.000 Euro durch Spenden zusammenkommen, soll im Wege eines 

Vertreterbegehrens gemäß § 8b Abs. 1 Satz 2 HGO darüber entschieden 

werden, ob das Kunstwerk dauerhaft auf dem Königsplatz stehen bleiben soll. 

 

Um dadurch entstehende Kosten gering zu halten, soll ein solches 

Vertreterbegehren möglichst zeitgleich entweder mit den Wahlen zum 

Hessischen Landtag am 28. Oktober 2018 oder mit den Wahlen zum 

Europäischen Parlament am 26. Mai 2019 durchgeführt werden.  

 

 

Begründung: 

Der documenta-Obelisk erfreut sich in der Bevölkerung großer Beliebtheit. Jedoch 

gab es schon zahlreiche kontroverse Debatten darüber, ob der jetzige Standort auf 

dem Königsplatz als endgültiger Standort infrage kommen sollte. Um diese 

Entscheidung auf eine möglichst breite demokratische und allgemein akzeptierte 

Grundlage zu stellen, bietet sich ein Vertreterbegehren an.  

 

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Matthias Nölke 

 

   

 

Thorsten Burmeister   Matthias Nölke 

Stadtverordneter   Stadtverordneter 
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 2500 

Telefax 0561 787 2502 

fraktion@freiewaehler-und-piraten.de 

Vorlage Nr. 101.18.816 

 

 

Gutachten  

 

 

Anfrage 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 

Grundsatzfragen 

 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

Welche Gutachten hat die Stadt Kassel in den letzten drei Jahren in Auftrag 

gegeben? 

 

Welche dieser Gutachten wurden im Internet veröffentlicht? 

 

Welche Kosten sind  pro Gutachten entstanden? 

 

 

Fragesteller/-in: Stadtverordneter Volker Berkhout 

 

gez. Volker Berkhout 

Stellv. Fraktionsvorsitzender 



Stadtverordnetenversammlung 

Stadtverordnete Burmeister und Nölke, FDP 
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Vorlage Nr. 101.18.820 

 

 

Bericht Verbrauch Haushaltsmittel 

 

 

Gemeinsamer Antrag 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 

Grundsatzfragen 

 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Der Magistrat wird gebeten, den Mitgliedern der 

Stadtverordnetenversammlung künftig quartalsweise zu Beginn eines Quartals 

einen Bericht darüber vorzulegen, welche Haushaltsmittel entsprechend des 

Haushaltsplans im jeweils vorherigen Quartal verbraucht wurden.    

 

Begründung: 

 

Um als Stadtverordneter jederzeit über die aktuellen Ausgaben im Bilde zu sein, ist 

die regelmäßige Kenntnis über verbrauchte Haushaltsmittel notwendig. Dies gilt 

insbesondere für die Ausarbeitung eigener Haushalts- bzw. haushaltsrelvanter 

Anträge. In Firmen sind Quartalsberichte üblich. Entsprechende Berichte sollten 

auch in der Stadt Kassel möglich sein.  

 

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Matthias Nölke 

 

 

 

Thorsten Burmeister   Matthias Nölke 

Stadtverordneter   Stadtverordneter 
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 1266 

Telefax 0561 787 7130 

fraktion@Kasseler-Linke.de 

Vorlage Nr. 101.18.826 

 

 

Nutzung des Vorkaufsrechts  

 

 

Anfrage 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 

Grundsatzfragen 

 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Welche Grundstücke und Gebäude hat die Stadt Kassel durch Nutzung des 

Vorkaufsrechts in den letzten fünf Jahren erworben? 

2. Wie oft und bei welchen Grundstücken und Gebäuden hat die Stadt Kassel 

die Nutzung des Vorkaufsrechts in den letzten fünf Jahren geprüft? 

3. Gibt es derzeit Grundstücke bei denen die Nutzung des Vorkaufsrechts 

erwogen wird? 

4. Warum wird das Vorkaufsrecht von der Stadt Kassel so selten genutzt? 

5. Welche Kriterien wirken sich positiv für die Nutzung des Vorkaufsrechts aus? 

6. Werden bei der Prüfung Kriterien wie der Schutz einer großen Anzahl von 

Mietwohnungen, der Schutz vor Spekulation sowie die langfristige Nutzung 

von untergenutzten Grundstücken oder Brachen berücksichtigt? 

7. Wird das Instrumentarium des Vorkaufsrechts genutzt, um 

Beeinträchtigungen von Frischluftschneisen oder Durchlüftungsbahnen 

durch Gebäude zu minimieren oder zu beseitigen? 

 

 

Fragesteller/-in: Stadtverordneter Lutz Getzschmann 

 

gez. Lutz Getzschmann 

Fraktionsvorsitzender 
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Vorlage Nr. 101.18.831 

 

 

KVG Seniorenticket für den Bereich der Stadt Kassel  

 

 

Antrag 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 

Grundsatzfragen 

 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Die KVG wird aufgefordert, neben dem Jahresticket „Kassel Plus“ ein auf das 

Gebiet der Stadt Kassel begrenztes Jahresticket  

 für Senioren zum reduzierten Preis  von € 300  

 und als Normalticket zum Preis     von € 500  

anzubieten. 

 

 

Begründung: 

 

 

1. Schließung der Angebotslücke 

Ein Jahresticket für das Stadtgebiet Kassel fehlt bisher im Angebot der KVG. Mit 

Einführung eines solchen Tickets ergäbe sich folgende logische 

Angebotsstruktur 

Jahresticket Kassel Plus   790,00 € 

Jahresticket Kassel Plus Senioren 450,00 € (Mittelwert) 

 

Jahresticket Stadt Kassel   500,00 € 

Jahresticket Stadt Kassel Senioren 300,00 € 

 

2. Ausschöpfung des Käuferpotentials 

Die KVG verschenkt durch das fehlende Angebot ein nicht unerhebliches 

Käuferpotential. Sowohl im Bereich der Senioren, als auch bei der übrigen 

Bevölkerung besteht der Wunsch, die Innenstadt mit öffentlichem Nahverkehr 

zu erreichen. Ein Besuch des Umlandes steht dabei nicht im Vordergrund. Eine 

Kostenabwägung kommt zu dem Ergebnis, dass bei dem bisherigen Angebot 

mindestens 5 Fahrten mit der Tram pro Woche durchgeführt werden müssen, 

um den Kostenaufwand für ein Jahresticket zu rechtfertigen.  
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einen Kundenzuwachs für Jahrestickets „Stadt Kassel“ von 20% innerhalb von 2 

bis 3 Jahren erreichbar.  

 

3. Umweltschonung und Luftreinheit 

Die Innenstadt wird umweltschonend belebter. Durch die vermehrte Nutzung 

des öffentlichen Nahverkehrs wird die Innenstadt nicht nur attraktiver, sondern 

es werden sowohl CO2, Feinstaub und Stickoxyde reduziert. Dies kommt 

letztlich allen Einwohnern und der Kommune zu Gute. 

 

4. Öffentlicher Nahverkehr zum Nulltarif 

Die Bundesregierung hat der EU-Kommission zur Reduzierung der 

Luftverschmutzung in den Städten den Vorschlag unterbreitet, zu erwägen, die 

Nutzung des öffentlichen Nahverkehrs zum Nulltarif anzubieten. 

 

Ob die EU-Kommission dem Vorschlag zustimmt und ob aus dem „Erwägen“ 

der Bundesregierung  Überlegungen und Maßnahmen werden, ist derzeit noch 

ungewiss. Zweifelsohne ist dieser Vorschlag ein lohnenswertes und sehr 

unterstützungswertiges Ziel. 

 

Bis es zu einer Konkretisierung kommt und bis vor allem die Finanzierung einer 

solchen Maßnahme seitens des Bundes und des Landes inhaltlich und 

vertraglich geregelt sind, halten wir unseren Antrag für einen richtigen, 

sinnvollen und ersten Schritt, um sowohl die KVG zu fördern, als auch die 

Menschen und unsere Stadt auf dem Weg zu einer ökonomisch und ökologisch 

besseren Zukunft zu unterstützen.  

 

Berichterstatter/-in: Helga Engelke 

 

Helga Engelke 

Vorsitzende 



  
 

Stadtverordnete Dr. Cornelia Janusch und Andreas Ernst 
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Vorlage Nr. 101.18.835 

 

Flüchtlingsunterbringung in Kassel 

 

Gemeinsame Anfrage 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 

Grundsatzfragen 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Wie viele Unterkünfte gab es im Jahr 2015? 

2. Wie viele Unterkünfte gibt es aktuell in Kassel? 

3. Wie hoch ist die Auslastung der Unterkünfte aktuell und welche Entwicklung 

erwartet die Stadt Kassel? 

4. Was bedeutet dies für die Anzahl von Einrichtungen und die Vorhaltung von 

Plätzen? 

5. Welchen Verfahrensweg gab es hinsichtlich der Wirtschaftlichkeitsprüfung 

bei der Einrichtung von Unterkünften? 

6. Wurden Vertragsbeziehungen vorzeitig aufgehoben? 

7. Welche Strategie verfolgt der Magistrat langfristig bei der Unterbringung 

von Flüchtlingen? 

8. Wäre im Falle der Unterkunft am Akazienweg eine andere vertragliche 

Ausgestaltung möglich gewesen, die wirtschaftlicher für die Stadt gewesen 

wäre? 

9. Wie viele Wohneinheiten werden im Akazienweg sozial gefördert? 

 

Fragesteller/-in: Stadtverordneter Hermann Hartig 

 

 

Dr. Günther Schnell Dieter Beig 

Fraktionsvorsitzender SPD Fraktionsvorsitzender B90/Grüne 

 

 

Dr. Cornelia Janusch Andreas Ernst 

Stadtverordnete Stadtverordneter 



  
 

Stadtverordnete Dr. Cornelia Janusch und Andreas Ernst 
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Vorlage Nr. 101.18.836 

 

 

Erhebung einer Wettaufwandssteuer 

 

 

Gemeinsame Anfrage 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 

Grundsatzfragen 

 

 

Wir fragen den Magistrat 

 

1. Wie groß ist die Anzahl der Wettbüros in Kassel? 
 

2. Liegen dem Magistrat Erkenntnisse vor, ob Spielhallenbetreiber mit der 

Eröffnung von Wettbüros das Abstandsgebot unterlaufen? 
 

3. Welche Möglichkeiten sieht der Magistrat, die Eröffnung weiterer Wettbüros 

einzuschränken? 
 

4. Welche Möglichkeiten sieht der Magistrat in der Erhebung einer 

Wettaufwandssteuer analog zur Spielapparatesteuer? 
 

5. Wie groß wäre der Aufwand im Verhältnis zum Ertrag einer 

Wettaufwandssteuer? 
 

6. Welche Möglichkeiten sieht der Magistrat, die Häufung von Wettbüros in 

manchen Bereichen der Stadt zu unterbinden? 
 

7. Welche Möglichkeiten sieht der Magistrat zur Einführung eines 

Abstandsgebotes auch für Wettbüros? 

 

 

Fragesteller/-in: Stadtverordneter Hermann Hartig 

 

 

Dr. Günther Schnell Dieter Beig 

Fraktionsvorsitzender SPD Fraktionsvorsitzender B90/Grüne 
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Dr. Cornelia Janusch Andreas Ernst 

Stadtverordnete Stadtverordneter 
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